
Art. 37 Grundrechte und Grundpflichten der Bürger

Artikel 37
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf 

Wohnraum für sich und seine Familie entsprechend den volkswirtschaftlichen 
Möglichkeiten und örtlichen Bedingungen. Der Staat ist verpflichtet, dieses 
Recht durch die Förderung des Wohnungsbaus, die Werterhaltung vorhandenen 
Wohnraumes und die öffentliche Kontrolle über die gerechte Verteilung des 
Wohnraumes zu verwirklichen.

(2) Es besteht Rechtsschutz bei Kündigungen.
(3) Jeder Bürger hat das Recht auf Unverletzbarkeit seiner Wohnung.
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I. Vorgeschichte

1 1. In der Verfassung von 1949 gehörte die Unverletzlichkeit der Wohnung zu den 
Rechtsgütern, die durch Art. 8 grundrechtlich gesichert waren. Ein Recht auf Wohnraum 
enthielt die Verfassung von 1949 nicht. 2

2 2. Gegenüber dem Entwurf wurde eine redaktionelle Änderung vorgenommen. Wäh­
rend im Satz 2 des Abs. 1 des Entwurfs die öffentliche Kontrolle über die gerechte Vertei­
lung des Wohnraumes nach Maßgabe der volkswirtschaftlichen und örtlichen Bedingun­
gen verwirklicht werden sollte, wurde im endgültigen Text die Bezugnahme auf die volks-
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